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. Einleitung

Eine zwischenX- und Y-Achse eigentümlich gekrümmteKur-
ve hat Karriere gemacht. Die sogenannte »Elefantenkurve«
(Milanović , S. ) wurde erstmals in einemWeltbankbe-
richt aus dem Jahre  abgedruckt. Sie zeigt, wie sich die
Einkommen in der Weltgesellschaft zwischen  und 

entwickelt haben. Auf der horizontalen Achse sind die Ein-
kommensgruppen in Fünfprozentschritten abgetragen, ganz
links die Allerärmsten, ganz rechts die Superreichen. Auf
der vertikalen Achse ist das Einkommenswachstum der je-
weiligen Gruppe festgehalten. Blickt manmit etwas Fantasie
auf den Verlauf der Kurve, erinnert dieser an den Umriss ei-
nes Elefanten (siehe Abbildung ).

Die allerallerärmsten Menschen der Welt konnten in dem
betrachteten Zeitraum kaum Zuwächse verzeichnen. Ihnen
ging es  ähnlichmiserabel wie . Das ist der Schwanz
des Elefanten, der im Matsch hängt. Die Kurve steigt dann
jedoch entlang des Rückens – teilweise steil – an, die Grup-
pen amKopf konnten bis zu  Prozent realer Einkommens-
gewinne für sich verbuchen. Erst bei drei Vierteln der Weg-
strecke auf der X-Achse gibt es einen steilen Abfall. Der
Rüssel reicht bis zum Boden. Nur die Spitze des Rüssels,
die für das reichste Prozent aller Menschen steht, zeigt wie-
der scharf nach oben. Im Klartext: Die neue Mittelschicht
in den Schwellenländern vor allem Ostasiens und die Aller-
reichsten dieser Welt profitierten massiv von der Globalisie-
rung; die Allerärmsten in Afrika und der alte Mittelstand in
den wohlhabenderen Ländern hatten dagegen ein geringes
Wachstum und einen relativen Wohlstandsverlust zu bekla-
gen. Dies führt zur »neuen Geografie« der Einkommensun-





gleichheit, bei der zwar die Unterschiede zwischen Ländern
geringer werden, die innerhalb (westlicher) Länder aber zu-
nehmen (Firebaugh ).

Abb.: Die Elefantenkurve der Einkommenszuwächse
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Dezile/Perzentile der globalen Einkommensverteilung
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Quelle: Branko Milanović , S..

Anmerkung: Dargestellt sind die prozentualen Einkommenszuwächse
zwischen  und  für unterschiedliche Einkommensgruppen.
Die ärmsten Gruppen stehen ganz links, die reichsten ganz rechts.

Dass das Einkommen der Allerärmsten bei unter einemDol-
lar pro Tag stehen blieb, während die Superreichen drama-
tisch zulegten, ist ein moralischer Skandal. Hier zeigt der
globale Kapitalismus seine häßliche Seite der Ungerechtig-
keit. Seine enorme Leistungsfähigkeit zeigt sich im Gegen-
zug daran, dass in Asien und dort insbesondere in China
HunderteMillionenMenschen aus der absolutenArmut ent-
kommen sind.





Uns interessieren in diesem Buch allerdings weniger ge-
rechtigkeitstheoretische Implikationen der Elefantenkurve,
als vielmehr ihre Bedeutung für die Demokratie. Mit Demo-
kratie meinenwir dabei das Prinzip der kollektiven Selbstbe-
stimmung und seine anspruchsvolle institutionelle Umsetzung
als Regierungsform, die an die Versprechen von politischer
Gleichheit, guten Gründen und Machtkontrolle gebunden
ist. Für die Demokratie stellt der Elefant ein Problem dar,
weil die Wohlstandszuwächse in autokratischen Ländern hö-
her ausfielen als in konsolidierten Demokratien, wo noch da-
zu die Reichen am stärksten profitierten. Das steht im star-
ken Kontrast zu den Nachkriegsjahrzehnten, in denen der
Wohlstand in den Demokratien rasant stieg, während gleich-
zeitig die Einkommensungleichheit abnahm.

Die Verteilung der weltwirtschaftlichen Zuwächse verweist
auf zwei zentrale Herausforderungen für die demokratische
Regierungsform. Zum einen illustriert sie die enorme Er-
folgsgeschichte eines autokratischen politischen Systems wie
China. Spätestens seit der Finanzkrise erwächst der liberalen
Demokratie westlicher Provenienz eine ordnungspolitische
Konkurrenz, die imGegensatz zum real existierenden Sozia-
lismus beides ist: anders und erfolgreich. Sie ist anders, weil
sie die Entfaltung ökonomischer Marktdynamiken explizit
nicht an die Institutionen der liberalen Demokratie koppelt
und damit die scheinbar unauflösbare Verbindung vonMarkt
und Demokratie infrage stellt. Sie ist erfolgreich, weil sich
die autoritär regierenden Eliten in Ländern wie China und
Singapur nicht ohne Weiteres als eigensüchtige Despoten
abtun lassen. Ihre Politik hat eine erkennbare Gemeinwohl-
komponente und kann dabei auf erhebliche Fortschritte ins-
besondere bei der Armutsbekämpfung verweisen. Diese Staa-
ten zeigen, dass gesellschaftlicher Fortschritt möglich ist,
ohne dass die Machthabenden demokratischer Kontrolle un-





terliegen und ohne dass Individualrechte garantiert werden.
Damit wird die insbesondere nach  vertretene Vorstel-
lung von der Alternativlosigkeit der liberalen Demokratie
untergraben.Wenn China heute in Teilen des globalen Sü-
dens als ordnungspolitische Alternative gesehen wird, dann
ist die Frage nach der richtigen politischen Ordnung wieder
auf der Tagesordnung.

Zum anderen weist der steil nach oben zeigende Rüssel
der Elefantenkurve erbarmungslos auf eine weitere Schwä-
che der Demokratie hin: die wachsende Ungleichheit in den
reichen Ländern des Westens. Die materielle Basis für die
Unterstützung der Demokratie weicht auf. Die Attraktivität
der politischen Systeme Europas, Nordamerikas und Japans
speiste sich seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht aus-
schließlich aus der normativen Logik der Freiheit und Selbst-
bestimmung – das war der Irrglauben der rein normativ argu-
mentierenden Feuilletonisten und Denkerinnen –, sondern
auch aus der empirischen Beobachtung, dass individuelle
Wohlfahrt und die Bereitstellung wichtiger Kollektivgüter
langfristig am besten im Rahmen einer liberalenDemokratie
erreicht werden können. Die Lehre der Geschichte schien
lange Zeit eindeutig: ein materiell reichhaltiges Leben, inno-
vative und komfortable Produkte, ein leistungsfähiges politi-
sches System – all das gibt es nur in westlichenDemokratien.
Dieses Versprechen hat durch die von der Elefantenkurve
beschriebene Einkommensentwicklung an Glaubwürdigkeit
verloren.

. Die doppelte Entfremdung

Führen diese weltgesellschaftlichenVerschiebungen zu einer
demokratischen Regression? Von einer demokratischen Re-





gression kann aus unserer Sicht gesprochen werden, wenn
sich zwei Veränderungen gleichzeitig abzeichnen: Zum ei-
nen geht es um die zunehmendeDistanz der demokratischen
Praxis vom Ideal der kollektiven Selbstbestimmung, weil Ent-
scheidungen in nicht durch Wahlen legitimierte und kaum
durch die Bürgerinnen kontrollierte Gremien verlagert wer-
den. Zum anderen beinhaltet die demokratische Regression
in unseremVerständnis die Abwendung von (Teilen der) Bür-
gerinnen von der Demokratie, weil sie sich nicht länger re-
präsentiert fühlen. Von einer demokratischen Regression
wollen wir also dann sprechen, wenn wir eine doppelte Ent-
fremdung beobachten: die abstrakte Entfremdung der Praxis
vom demokratischen Ideal und die konkrete Entfremdung
der Bürgerinnen von den demokratischen Institutionen. Rai-
ner Forst () spricht in diesem Zusammenhang von der
»Verwahrlosung der Demokratie«. Im Ergebnis führt die
doppelte Entfremdung dazu, dass die Demokratie an Strahl-
kraft verliert.
Ausgangspunkt unserer Beschäftigung mit demokratischer

Regression ist im zweiten Kapitel die große Zuversicht nach
dem Zusammenbruch der Sowjetunion. Die Demokratie
schien sich endgültig aller Rivalen entledigt zu haben und
the only game in town zu sein. Früher oder später, so nah-
men es viele Zeitdiagnosen an, würde ihr Licht auch die dun-
kelsten Ecken der Welt erhellen. Dieser Optimismus hat die
vergangenen Jahrzehnte freilich nicht unbeschadet überstan-
den. Zum einen haben sich einige autoritäre Regime dauer-
haft gewehrt, auch nur ein kleines bisschen demokratischer
zu werden; zum anderen geht die Anzahl der Demokratien
seit einigen Jahren wieder zurück.Wenn sich das Tempo der
Demokratisierung lediglich verlangsamt oder sie zeitweise
zum Stillstand kommt, könnte man noch annehmen, es hand-
le sich lediglich um eine Delle in einem unaufhaltsamen his-





torischen Trend. Doch wenn demokratische Staaten zu elek-
toralen Autokratien werden, also zu Autokratien mit mehr
oder weniger freien Wahlen, und gleichzeitig die Qualität
der Demokratie in ihren Kernländern sinkt, lässt sich die
Hoffnung auf linearen Fortschritt mit kleineren Aussetzern
nur noch mit großer Mühe aufrechterhalten.
Von democratic backsliding ist im Moment vor allem des-

halb häufig die Rede, weil sich die Qualität der demokrati-
schen Regierungsform auch in vermeintlich konsolidierten
Demokratien verschlechtert hat.War der Verfall der Demo-
kratie lange Zeit etwas, das aus der Perspektive von Westeu-
ropäerinnen nur in fernen Ländern stattfand, kommen die
Einschläge nun näher. Nicht allein in Venezuela oder Brasi-
lien, sondern auch in den USA und Polen hat sich die Demo-
kratie in den letzten zehn Jahren deutlich verschlechtert. In
manchen dieser Länder besteht dieHoffnung, dass einRegie-
rungswechsel eine Trendumkehr bringen wird, aber wo die
Demokratie bereits durch eine elektorale Autokratie ersetzt
worden ist, wird auch die Abwahl der Regierung immer un-
wahrscheinlicher.

Der gegenwärtige Rückzug der Demokratie scheint mehr
als nur eine vorübergehende Delle. Die optimistische Erzäh-
lung, wonach sich die Demokratie in Wellen ausbreitet, zwi-
schen denen lediglich kurze Perioden partieller Rückschritte
liegen, deckt sich kaum mit der tatsächlichen Entwicklung.
Vielmehr hat sich im Nachhinein vor allem die Zeit von
 bis zum Ende des . Jahrhunderts als eine Phase der
weltweiten Demokratisierung erwiesen. Dieses halbe Jahr-
hundert war allerdings durch positive Rahmenbedingungen
gekennzeichnet, die heute nicht in derselbenWeise bestehen.
Die demokratische Progression war weniger das Resultat ei-
ner unausweichlichen Fortschrittslogik, sondern vielmehr ei-
ner spezifischen historischen Konstellation geschuldet. Die





Veränderung dieser historischen Konstellation, die wir im
zweiten Kapitel nachzeichnen, ermöglicht nun die demokra-
tische Regression. Gesellschaften gleiten nicht auf einer vor-
gezeichneten Trasse auf das Ziel der liberalen Demokratie
zu, sondern entwickeln sich durch politische Konflikte und
Kämpfe um die Ausweitung sozialer und demokratischer
Rechte – und diese Konflikte können die Fahrt nicht nur ver-
langsamen, sondern auch zu einem Wechsel des Zielbahn-
hofs führen.

. Der neue Populismus

Der neue Populismus steht im Zentrum der gegenwärtigen
Debatten um die Demokratie. Insbesondere mit ihm be-
schäftigen wir uns in diesem Buch. In fast allen Ländern ha-
ben sich populistische Parteien gebildet, die für sich rekla-
mieren, die Demokratie retten zu wollen, indem sie »dem
Volk« wieder eine Stimme verleihen. Anders als bei den alten
rechtsextremen Parteien steht in den Wahl- und Parteipro-
grammen der Populisten nicht, dass die Demokratie durch
eine andere Herrschaftsform ersetzt werden soll. Im Gegen-
teil, sie plädieren für eine Ausweitung der direkten Demo-
kratie und beanspruchen, diejenigen zu repräsentieren, die
von den etablierten Parteien übersehen werden. Der An-
spruch, die wahre Stimme des Volks zu sein, ist anmaßend,
aber er verfängt bei einem nicht unerheblichen Teil der Bür-
gerinnen.Wir wollen in diesem Buch erklären, weshalb dies
so ist. Dazu ist es in Kapitel  zunächst notwendig, den ideel-
len Gehalt des autoritären Populismus zu verstehen und ihn
definitorisch einzugrenzen.

Das heute in der Politikwissenschaft vorherrschende Ver-
ständnis von Populismus ist durch die Arbeiten von Cas





Mudde geprägt, der ihn als eine Ideologie versteht, die die
Gesellschaft in zwei homogene und antagonistische Grup-
pen einteilt: »das reine Volk« und »die korrupte Elite« (Mud-
de , S. ). Damit sei der Populismus eine »dünne«
Ideologie, die sich mit beliebigen anderen, gehaltvolleren
Ideologien verbinden lasse.Wir werden im drittenKapitel ar-
gumentieren, dass beide Elemente dieser gängigen Defini-
tion zu kurz greifen. Erstens produziert sie zu viele »falsche
Positive«, etwa die friedliche Revolution in der späten Deut-
schen Demokratischen Republik (DDR). Auch in diesem
Fall richtete sich die Bewegung gegen ein Elitenkartell, dem
man die homogenisierende Formel »Wir sind das Volk« ent-
gegenhielt. Bewegungen, die sich gegen autoritäre Macht-
haber durchsetzen wollen, müssen sich notgedrungen gegen
das Establishment richten und sich selbst als einigermaßen
homogen darstellen. Das alleine macht sie aber noch nicht
zu Populisten.

Zweitens ist Populismus keine leere Form, die beliebig mit
anderen Inhalten gefüllt werden kann. Sein ideologischer Ge-
halt ist weniger dünn, als die bloße Gegenüberstellung von
Establishment und einem als homogen vorgestellten Volk in-
sinuiert.Wir argumentieren, dass der gegenwärtige Populis-
mus vorrangig ein autoritärer Populismus ist, der als eigen-
ständige Ideologie fungiert. Er ist eine politische Ideologie,
die auf eine nichtmediatisierte Form der Mehrheitsrepräsen-
tation baut und sich nationalistisch gegen »liberale kosmo-
politische Eliten« wendet.

Der gegenwärtige Populismus ist nationalistisch, weil er in
doppelter Hinsicht ausschließt. Er negiert zum einen die le-
gitimen Interessen anderer Länder durch die strikte Orien-
tierung an dem Topos our nation first. Zum anderen steht
von vornherein fest, wer zum eigenen Volk gehören darf.
Die »Wir gegen sie«-Logik richtet sich nicht nur gegen die-





jenigen, die andere Ziele anstreben, sondern enthält immer
auch Aussagen darüber, wer nicht dazugehört. Aus der Vor-
stellung eines homogenen Volkes mit einheitlichen politi-
schen Zielen erwächst der Antipluralismus des autoritären
Populismus.Wer für sich in Anspruch nimmt, den Volkswil-
len zu kennen und ihn zu repräsentieren, kann nicht dulden,
dass es legitime andereMeinungen gibt. Deshalb werden po-
litische Gegnerinnen von autoritären Populisten als »Volks-
verräterinnen« oder »korrupte Machtclique« bezeichnet. Sie
können gar keine anderen als moralisch verdorbene Grün-
de dafür haben, etwas anderes zu wollen als die Populistin-
nen selbst.
Aus diesem spezifischen Verständnis von Politik ergibt

sich auch die Ablehnung etablierter Verfahren der Willens-
bildung. Im Gegensatz zu einem deliberativen und partizi-
patorischenDemokratieverständnis muss nicht im demokra-
tischen Streit ausgehandelt werden, was das Richtige ist, da
es ohnehin feststeht. Die Vorstellung, dass sich politische
Einstellungen weiterentwickeln und durch die Teilnahme
am öffentlichen Diskurs verändern, ist autoritären Populis-
ten fremd. Deswegen werden Parlamente als Schwatzbuden
verunglimpft, die reden, statt zu entscheiden. Und deswegen
dienen Informationen, die von ihrem Bezug zumWahrheits-
anspruch befreit werden können, exklusiv als Waffen in der
politischen Auseinandersetzung. Die eigenen Äußerungen
zielen eher darauf, Politik als Ganzes verächtlich zu machen,
als darauf, die eigene inhaltliche Position zu konkreten Sach-
fragen zu erläutern. Nicht die Liebe zum Detail ist typisch
für Populisten, sondern die grobe Vereinfachung. Das ent-
prozeduralisierte Demokratieverständnis geht schließlich mit
einer sehr spezifischen Vorstellung davon einher, was Reprä-
sentieren bedeutet. Auch hier steht nicht der ständige Aus-
tausch zwischen Repräsentantinnen und Repräsentierten im





Mittelpunkt, sondern der Vollzug des (gegebenen)Mehrheits-
willens. Kurz, der autoritäre Populismus baut auf ein spezi-
fisches Politikverständnis, das nicht mit allen Inhalten glei-
chermaßen kompatibel ist und weit mehr darstellt als nur
eine dünne Ideologie.

. Ursachen des Populismus

Im dritten Kapitel entwickeln wir den Kern einer politischen
Theorie des autoritären Populismus. Dabei gehen wir davon
aus, dass weder sozioökonomische noch soziokulturelle Er-
klärungen für sich genommen ausreichen, um dessen Auf-
stieg zu erklären. Sozioökonomische Erklärungen setzen
an der wirtschaftlichen Lage und insbesondere an (befürch-
teten) sozialen Abstiegen an. Die Verliererinnen der Globa-
lisierung, so die Kurzfassung, seien besonders anfällig für
die Lockrufe des Populismus. Doch es bleibt rätselhaft, wie-
so sich diese Gruppe an autoritär-populistische und nicht et-
wa an linke Parteien wendet, deren Markenkern der Kampf
gegen Ungleichheit und für sozialen Schutz ist.Wieso sollten
Wählerinnen, die sich ökonomisch benachteiligt fühlen und
mehr staatliche Unterstützung erwarten, für Steuersenker
par excellencewie Silvio Berlusconi, Donald Trump oder Bo-
ris Johnson stimmen, die zudem zum obersten Zehntelpro-
zent der Einkommensverteilung gehören? Weiterhin fällt auf,
dass die Niederlande, Österreich und Frankreich – also ge-
nau die Länder, in denen autoritär-populistische Parteien die
ersten Erfolge feierten – verhältnismäßig wenig von wach-
sender Ungleichheit geplagt sind. Schließlich bleibt aus so-
zioökonomischer Perspektive unklar, warum sich in Län-
dern, die zumindest phasenweise besonders stark von der
Globalisierung profitiert haben –man denke etwa an die Tür-





kei oder auch an Indien –, autoritäre politische Kräfte durch-
gesetzt haben.

Die soziokulturelle Erklärung des autoritären Populismus,
die ihn als Reaktion auf kulturelle Liberalisierungsprozesse
deutet, reicht für sich genommen ebenfalls nicht aus. Zum
einen scheint es wenig hilfreich, den autoritären Populismus
auf das Kulturelle zu beschränken. So geht es beispielsweise
in denAuseinandersetzungen über die Aufnahme von Flücht-
lingen nicht nur um kulturelle (die »deutsche Leitkultur«),
sondern auch um ökonomische Aspekte, etwa Folgen für
den Arbeitsmarkt (Hartmann ). Außerdem läuft die
kulturalistische Lesart Gefahr,Ursache undWirkung durch-
einanderzubringen. Die soziokulturellen Gegensätze inten-
sivieren sich nämlich häufig erst, nachdem eine autoritär-
populistische Partei Wahlerfolge einfahren konnte (Manow
). Schließlich bleibt unklar, weshalb der autoritäre Po-
pulismus gerade in Ländern mit, gemessen am Wohlstand,
vergleichsweise geringer soziokultureller Liberalisierung be-
sonders stark ist, also beispielsweise in Russland und in der
Türkei.

Beide gängigen Erklärungenmüssen ergänzt werden, weil
sie die politische Sphäre ausblenden. Sie beobachten makro-
gesellschaftliche Veränderungen – Globalisierung und Mo-
dernisierung – und sehen im Populismus eine mehr oder we-
niger irrationale Revolte dagegen (Norris/Inglehart ).
Wie auf diese Veränderungen politisch reagiert wird, steht al-
lerdings nicht von vornherein fest. Unsere These lautet, dass
erst der politisch selektive Umgang mit gesellschaftlichen
Veränderungen eine populistische Abwehrreaktion provo-
ziert. Eine genuin politische Erklärung des Populismus setzt
an realen Repräsentationsdefiziten der liberalen Demokratie
an. Nicht alle gesellschaftlichen Gruppen werden gleich gut
repräsentiert, und die Interessen der Ressourcenreichen wer-





den stärker berücksichtigt.Wer Populismus erklärenmöchte,
darf dieAugen vor den Schwächen derDemokratie nicht ver-
schließen.

Insbesondere zwei Mechanismen sorgen dafür, dass po-
litische Entscheidungen eine Schieflage zugunsten der Bes-
sergestellten aufweisen. Zum einen, die Politikwissenschaft
hat schon früh darauf aufmerksam gemacht, singt der Chor
der demokratischen Repräsentantinnen »mit einem heftigen
Oberklassenakzent« (Schattschneider , S. ). Die man-
gelnde Responsivität der Parlamente in liberal-demokrati-
schen politischen Systemen hat seitdem kaum abgenommen.
Vielmehr lässt sich zeigen, dass der Akzent im Zuge der Glo-
balisierung noch stärker geworden ist. Genau das ist es auch,
was die autoritär-populistischen Parteien lauthals beklagen.
Im Zentrum ihrer Kritik steht, dass die repräsentative Demo-
kratie, die »Systemparteien« und die Medien kein Ohr für
den einfachen Mann (!) von der Straße haben. Die Rhetorik
der Gegenüberstellung von einfacher Bevölkerung und kor-
rupten Eliten erfolgt genau vor diesem Hintergrund.

Zum anderen sind in den letzten drei Jahrzehnten in be-
achtlichem Ausmaß Entscheidungskompetenzen von Mehr-
heitsinstitutionen (MIs) wie Parteien und Parlamenten hin
zu nichtmajoritären Institutionen (NMIs) wie Zentralban-
ken,Verfassungsgerichten und internationalen Institutionen
verlagert worden. Entscheidungen werden zunehmend von
Institutionen getroffen, die weder demMehrheitsprinzip noch
den Rechenschaftspflichten repräsentativer Gremien unter-
liegen. Der Zweck vieler NMIs besteht darin, den dreifachen
Liberalismus aus individuellen Rechten, internationalen Re-
geln und freien Märkten durchzusetzen. Je mächtiger diese
Institutionen werden, desto schwieriger wird es, eine illibe-
rale oder auch protektionistische Politik zu machen – selbst
wenn eine Bevölkerungsmehrheit dies wünschen sollte. Es





sind also insbesondere Veränderungen in den politischen Sys-
temen, die der demokratischen Regression zugrunde liegen
(Kapitel ).
Vor dem Hintergrund dieser beider Mechanismen ent-

steht bei vielen Menschen der Eindruck, sie würden von
der Politik nicht länger wahrgenommen – und dieser Ein-
druck hat eine reale Grundlage. Nicht alle Gruppen haben
die gleiche Chance, dass ihre Anliegen gehört und politisch
umgesetztwerden.Das ist derHintergrund, vor dem sich die
Vorstellung ausbreiten konnte, es gebe eine homogene politi-
sche Klasse, die, abgehoben von der Bevölkerung, ihr Ding
macht und dabei den Interessen einer verwöhnten und ten-
denziell korrupten kosmopolitischen Schicht dient. Dement-
sprechend scheinen die Zielscheibe der allermeisten auto-
ritär-populistischen Kampagnen auch gar nicht bestimmte
ökonomische oder kulturelle Politiken zu sein, sondern das
System, das sie hervorbringt.

Diese politische Erklärung des Aufstiegs der autoritär-po-
pulistischen Parteien nimmt insbesondere zwei Entwicklun-
gen inmodernenDemokratien in den Blick: die Professiona-
lisierung oder Kartellierung der Parteipolitik (Mair )
und die Beobachtung, dass NMIs ein Hauptziel des gegen-
wärtigen Populismus sind (Mounk/Kyle ). Die Kartel-
lierung der Parteipolitik hat die selektive Responsivität des
Gesetzgebers verschärft. Dabei zeigt sich, dass die unteren
Schichten wenig Einfluss auf die vom Parlament verabschie-
deten Gesetze haben. In der Folge sinkt das Vertrauen in die
sozialdemokratischen und konservativen Volksparteien bzw.
in die »Kartellparteien«. Die subsidiäre Übertragung des
Vertrauens auf NMIs hat nur vorübergehend funktioniert.
Die zunehmende Kritik an den NMIs zeugt von deren Ent-
zauberung. Damit gerät nun das politische System als Gan-
zes in den Fokus. Im Ergebnis kommt es zum Aufstieg auto-




